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Entscheidungsdatum
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Norm

AIVG §10
AIVG §38
B-VG Art.133 Abs4
VWGVG §13 Abs2
VWGVG §13 Abs5

1. AIVG Art. 2 § 10 heute
. AIVG Art. 2 § 10 gultig ab 01.01.2014 zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 3/2013
. AIVG Art. 2 § 10 gultig von 01.01.2008 bis 31.12.2013zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 104/2007
. AIVG Art. 2 § 10 gultig von 01.01.2005 bis 31.12.2007 zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 77/2004
AIVG Art. 2 § 10 gultig von 01.05.1996 bis 31.12.2004 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 201/1996
AIVG Art. 2 § 10 gultig von 01.07.1994 bis 30.04.1996zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
. AIVG Art. 2 § 10 gultig von 01.08.1993 bis 30.06.1994 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 502/1993
. AIVG Art. 2 8 10 glltig von 01.08.1989 bis 31.07.1993zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 364/1989
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. AIVG Art. 2 § 38 heute
AIVG Art. 2 § 38 gliltig ab 22.12.1977

N

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 guiltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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VWGVG § 13 heute
VwWGVG § 13 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
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3. VwWGVG § 13 glltig von 01.01.2019 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
4. VwGVG § 13 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
5. VwWGVG § 13 giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2013
6. VWGVG § 13 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013
1. VWGVG 8 13 heute
2. VWGVG § 13 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
3. VwWGVG § 13 glltig von 01.01.2019 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
4. VwGVG § 13 gultig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
5. VWGVG 8§ 13 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2013
6. VWGVG § 13 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013

Spruch

G302 2184269-1/4E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Manfred ENZI als Vorsitzenden sowie die fachkundige
Laienrichterin Mag. Barbara BAMMER als Beisitzerin und den fachkundigen Laienrichter Mag. Gerd BAUMGARTNER als
Beisitzer Uber die Beschwerde von XXXX, SVNR: XXXX, gegen den Bescheid der regionalen Geschaftsstelle Bruck/Mur
des Arbeitsmarktservices vom 29.12.2017, ZI. XXXX, zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den
Richter Mag. Manfred ENZI als Vorsitzenden sowie die fachkundige Laienrichterin Mag. Barbara BAMMER als
Beisitzerin und den fachkundigen Laienrichter Mag. Gerd BAUMGARTNER als Beisitzer Gber die Beschwerde von
romisch 40 , SVNR: roémisch 40 , gegen den Bescheid der regionalen Geschaftsstelle Bruck/Mur des

Arbeitsmarktservices vom 29.12.2017, ZI. rémisch 40, zu Recht erkannt:
A)

Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemafl3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgang und Sachverhaltrémisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt:

1. Mit Bescheid der regionalen Geschaftsstelle Bruck/Mur des Arbeitsmarktservices (im Folgenden: belangte Behorde)
vom 29.12.2017, ZI. XXXX wurde ausgesprochen, dass die Beschwerde von Herrn XXXX, SVNR: XXXX (im Folgenden:
Beschwerdefihrer oder kurz BF), gegen Bescheid vom 05.12.2017 bezigliches des Verlustes der Notstandshilfe gemaf3
8§ 38 iVm 10 Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AIVG), BGBI. Nr. 609/1977 in geltender Fassung flr den Zeitraum
von 30.11.2017 bis 10.01.2018 keine aufschiebende Wirkung gemal & 13 Abs. 2 des
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes (VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013, in geltender Fassung, hat.1. Mit Bescheid der
regionalen Geschaftsstelle Bruck/Mur des Arbeitsmarktservices (im Folgenden: belangte Behdrde) vom 29.12.2017, ZI.
rémisch 40 wurde ausgesprochen, dass die Beschwerde von Herrn rémisch 40 , SVNR: rémisch 40 (im Folgenden:
Beschwerdefihrer oder kurz BF), gegen Bescheid vom 05.12.2017 bezlgliches des Verlustes der Notstandshilfe gemaf3
Paragraph 38, in Verbindung mit 10 Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AIVG), Bundesgesetzblatt Nr. 609 aus 1977,
in geltender Fassung fir den Zeitraum von 30.11.2017 bis 10.01.2018 keine aufschiebende Wirkung gemal} Paragraph
13, Absatz 2, des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes (VWGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013,, in
geltender Fassung, hat.

Begrindend fuhrt die belangte Behodrde nach Darlegung der gesetzlichen Bestimmungen im Wesentlichen
zusammengefasst aus, dass nach8 13 Abs. 2 VwWGVG die Behdrde die aufschiebende Wirkung mit Bescheid
ausschlielRen kénne, wenn nach Abwagung der berihrten 6ffentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der
vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides dringend geboten sei. Das Arbeitslosenversicherungsrecht bezwecke
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arbeitslos gewordenen Versicherten durch Vermittlung einer zumutbaren Beschaftigung wieder in den Arbeitsmarkt
einzugliedern und in die Lage zu versetzen, den Lebensunterhalt ohne Zuhilfenahme 6ffentlicher Mittel zu bestreiten.
8 10 AIVG sanktioniere durch befristeten Leistungsausschluss diejenigen Personen, die erforderliche Anstrengungen
zur Beendigung der Arbeitslosigkeit schuldhaft unterlassen oder vereitelt hatten. Eine aufschiebende Wirkung wurde
diesen aus generalpraventiven Grunden im &ffentlichen Interesse gelegenen Normzweck unterlaufen. Insgesamt diene
dieses Vorgehen dem gerechtfertigten Ziel der Verhinderung der missbrauchlichen Inanspruchnahme von Leistungen
der Arbeitslosenversicherung. Zudem habe der BF weder detaillierte Angaben noch Unterlagen vorgelegt, die seinen
unverhaltnismaligen Nachteil gegeniiber der Behdrde belegt hatten. Somit misse mangels glaubhafter und konkreter
Darlegung des unverhaltnismaRigen Nachteils davon ausgegangen werden, dass das offentliche Interesse gegentber
dem in der Beschwerde verfolgten Einzelinteresse Uberwiege. Die aufschiebende Wirkung der Beschwerde sei daher
auszuschlieBen.Begriindend fihrt die belangte Behdrde nach Darlegung der gesetzlichen Bestimmungen im
Wesentlichen zusammengefasst aus, dass nach Paragraph 13, Absatz 2, VWGVG die Behorde die aufschiebende
Wirkung mit Bescheid ausschlieBen kénne, wenn nach Abwagung der berlhrten o&ffentlichen Interessen und
Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides dringend geboten sei. Das
Arbeitslosenversicherungsrecht bezwecke arbeitslos gewordenen Versicherten durch Vermittlung einer zumutbaren
Beschaftigung wieder in den Arbeitsmarkt einzugliedern und in die Lage zu versetzen, den Lebensunterhalt ohne
Zuhilfenahme offentlicher Mittel zu bestreiten. Paragraph 10, AIVG sanktioniere durch befristeten Leistungsausschluss
diejenigen Personen, die erforderliche Anstrengungen zur Beendigung der Arbeitslosigkeit schuldhaft unterlassen oder
vereitelt hatten. Eine aufschiebende Wirkung wirde diesen aus generalpraventiven Grinden im &ffentlichen Interesse
gelegenen Normzweck unterlaufen. Insgesamt diene dieses Vorgehen dem gerechtfertigten Ziel der Verhinderung der
missbrauchlichen Inanspruchnahme von Leistungen der Arbeitslosenversicherung. Zudem habe der BF weder
detaillierte Angaben noch Unterlagen vorgelegt, die seinen unverhaltnismaBigen Nachteil gegenliber der Behdrde
belegt hatten. Somit misse mangels glaubhafter und konkreter Darlegung des unverhaltnismaRigen Nachteils davon
ausgegangen werden, dass das 6ffentliche Interesse gegenlber dem in der Beschwerde verfolgten Einzelinteresse
Uberwiege. Die aufschiebende Wirkung der Beschwerde sei daher auszuschlieRBen.

2. Mit Eingabe vom 04.01.2018 erhob der BF gegen diesen Bescheid fristgerecht die verfahrensgegenstandliche
Beschwerde. In dieser wiederholte dieser im Wesentlichen die Angaben der Beschwerde gegen den Bescheid vom
05.12.2017 beziglich der befristeten Einstellung der Notstandshilfe. Den Ausfihrungen der belangten Behorde Uber
den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung ist der BF nicht substantiiert entgegengetreten.

3. Die Beschwerde und malfigeblichen Verwaltungsakten wurden von der belangten Behdrde am 24.01.2018 dem
Bundesverwaltungsgericht vorgelegt und am selbigen Tag der Gerichtsabteilung G302 zugewiesen.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Beweiswirdigung:

Der oben angefuhrte Verfahrensgang und Sachverhalt ergeben sich aus dem Akteninhalt des vorgelegten
Verwaltungsaktes der belangten Behorde sowie des nunmehr dem Bundesverwaltungsgericht vorliegenden
Gerichtsaktes.

Das Bundesverwaltungsgericht erachtet das bisherige Ermittlungsverfahren als hinreichend, um den maligeblichen
Sachverhalt festzustellen. Aus den angeflhrten Grinden konnte der dem Bundesverwaltungsgericht vorliegende
Akteninhalt dem gegenstandlichen Erkenntnis im Rahmen der freien Beweiswirdigung zugrunde gelegt werden.

2. Rechtliche Beurteilung:

2.1. GemaR § 6 BVWGG entscheidet das BVwG durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die
Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.2.1. GemaR Paragraph 6, BYwGG entscheidet das BVwG durch Einzelrichter,
sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gemall & 56 Abs. 2 AIVG entscheidet Uber Beschwerden gegen Bescheide einer Geschéftsstelle das
Bundesverwaltungsgericht durch einen Senat, dem zwei fachkundige Laienrichter angehdren, je einer aus dem Kreis
der Arbeitgeber und aus dem Kreis der Arbeitnehmer. Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.Gemaf3


https://www.jusline.at/gesetz/bvwgg/paragraf/6

Paragraph 56, Absatz 2, AIVG entscheidet Uber Beschwerden gegen Bescheide einer Geschaftsstelle das
Bundesverwaltungsgericht durch einen Senat, dem zwei fachkundige Laienrichter angehdren, je einer aus dem Kreis
der Arbeitgeber und aus dem Kreis der Arbeitnehmer. Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal} anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.GemaR Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Gber Beschwerden gemal? Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Zu Spruchteil A):

2.2. Das VWGVG sieht vor, dass eine rechtzeitig eingebrachte und zuldssige Beschwerde gemaf3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG
aufschiebende Wirkung hat (§ 13 Abs. 1 VWGVG), solange diese Wirkung nicht mit Bescheid § 13 Abs. 2 VWGVG) oder
mit Beschluss (8 22 Abs. 2 VWGVG) aberkannt bzw. ausgeschlossen worden ist. Auch ein rechtzeitig eingebrachter und
zuldssiger Vorlageantrag hat aufschiebende Wirkung (8 15 Abs. 2 VWGVG), wenn die Beschwerde von Gesetzes wegen
aufschiebende Wirkung hatte und die Behorde diese nicht ausgeschlossen hat.2.2. Das VwWGVG sieht vor, dass eine
rechtzeitig eingebrachte und zulassige Beschwerde gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG aufschiebende
Wirkung hat (Paragraph 13, Absatz eins, VWGVG), solange diese Wirkung nicht mit Bescheid (Paragraph 13, Absatz 2,
VWGVG) oder mit Beschluss (Paragraph 22, Absatz 2, VWGVG) aberkannt bzw. ausgeschlossen worden ist. Auch ein
rechtzeitig eingebrachter und zuldssiger Vorlageantrag hat aufschiebende Wirkung (Paragraph 15, Absatz 2, VWGVG),
wenn die Beschwerde von Gesetzes wegen aufschiebende Wirkung hatte und die Behdrde diese nicht ausgeschlossen
hat.

GemaR § 13 Abs. 2 VWGVG kann die Behorde die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde ausschlieRen, wenn nach
Abwagung der berUhrten o6ffentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des
angefochtenen Bescheides oder die Auslbung der durch den angefochtenen Bescheid eingerdumten Berechtigung
wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist.Gemald Paragraph 13, Absatz 2, VWGVG kann die Behorde die
aufschiebende Wirkung einer Beschwerde ausschlieBen, wenn nach Abwagung der berUhrten 6ffentlichen Interessen
und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides oder die Austibung der durch
den angefochtenen Bescheid eingerdumten Berechtigung wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist.

GemaR § 22 Abs. 3 VWGVG kann das Verwaltungsgericht Bescheide gemafd § 13 und Beschliisse gemald Abs. 1 und 2
auf Antrag einer Partei aufheben oder abdndern, wenn es die Voraussetzungen der Zuerkennung bzw. des
Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung anders beurteilt oder wenn sich die Voraussetzungen, die fur die
Entscheidung Uber den Ausschluss bzw. die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde malgebend
waren, wesentlich gedandert haben.Gemald Paragraph 22, Absatz 3, VwWGVG kann das Verwaltungsgericht Bescheide
gemal Paragraph 13 und Beschliisse gemal3 Absatz eins und 2 auf Antrag einer Partei aufheben oder abandern, wenn
es die Voraussetzungen der Zuerkennung bzw. des Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung anders beurteilt oder
wenn sich die Voraussetzungen, die fir die Entscheidung Uber den Ausschluss bzw. die Zuerkennung der
aufschiebenden Wirkung der Beschwerde maf3gebend waren, wesentlich geandert haben.

2.3. Gegenstandlich wurde mit einem eigenstandigen, verfahrensrechtlichen Bescheid die aufschiebende Wirkung der
Beschwerde ausgeschlossen.

Was die Voraussetzungen fur den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung nach§ 13 Abs. 2 VwWGVG anbelangt,
entsprechen diese GroRteils jenen, die§ 64 Abs. 2 AVG normiert (vgl. Lehofer, Die aufschiebende Wirkung im
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verwaltungsgerichtlichen Verfahren, OJZ 2014, 5ff.). Die Erlduterungen zur Regierungsvorlage zeigen, dass § 13 VWGVG
weitgehend der Bestimmung des § 64 AVG nachgebildet wurde (RV 2009 BIgNR XXIV. GP). Da der Judikatur zu8 64 Abs.
2 AVG die Notwendigkeit einer Abwagung bei Gegenuberstellung offentlicher Interessen und jener des
Berufungswerbers ebenfalls zu entnehmen ist (VwGH vom 03.07.2002, ZI. 2002/20/0078), kann damit ohne Weiteres
auf diese Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zurlickgegriffen werden, um die Rechtmafigkeit des
Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung an Hand der dort aufgestellten Kriterien zu Gberprifen (vgl. VWGH vom
01.09.2014, Ra 2014/03/0028).Was die Voraussetzungen fir den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung nach
Paragraph 13, Absatz 2, VWGVG anbelangt, entsprechen diese GroBteils jenen, die Paragraph 64, Absatz 2, AVG
normiert vergleiche Lehofer, Die aufschiebende Wirkung im verwaltungsgerichtlichen Verfahren, 0)Z 2014, 5ff.). Die
Erlduterungen zur Regierungsvorlage zeigen, dass Paragraph 13, VWGVG weitgehend der Bestimmung des Paragraph
64, AVG nachgebildet wurde Regierungsvorlage 2009 BIgNR romisch 24 . Gesetzgebungsperiode Da der Judikatur zu
Paragraph 64, Absatz 2, AVG die Notwendigkeit einer Abwagung bei Gegeniberstellung 6ffentlicher Interessen und
jener des Berufungswerbers ebenfalls zu entnehmen ist (VwGH vom 03.07.2002, ZI. 2002/20/0078), kann damit ohne
Weiteres auf diese Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zurlickgegriffen werden, um die RechtmaRigkeit des
Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung an Hand der dort aufgestellten Kriterien zu Uberprifen vergleiche VwGH
vom 01.09.2014, Ra 2014/03/0028).

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu Rechtsmitteln gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung
nach § 64 Abs. 2 AVG hat die Rechtsmittelinstanz zu Uberpriifen, ob im Zeitpunkt der Erlassung des Bescheides der
belangten Behdrde die Voraussetzungen fur den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung gegeben waren (VWGH vom
29.09.2005, ZI. 2005/11/0123; VwGH vom 28.06.2001, Z1.99/11/0243).Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes
zu Rechtsmitteln gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung nach Paragraph 64, Absatz 2, AVG hat die
Rechtsmittelinstanz zu Uberprifen, ob im Zeitpunkt der Erlassung des Bescheides der belangten Behdrde die
Voraussetzungen fir den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung gegeben waren (VwGH vom 29.09.2005, ZI.
2005/11/0123; VWGH vom 28.06.2001, ZI.99/11/0243).

Die zustandige Behorde hat eine Interessenabwagung durchzufiihren und darzulegen, worin die Gefahr im Verzug
besteht, die einen vorzeitigen Vollzug des Bescheides dringend gebietet (Hengstschlager/Leeb, AVG, zu § 64 Rz 31). In
der Interessenabwagung sind die Interessen des Beschwerdefiihrers gegen die berthrten 6ffentlichen Interessen und
allfélliger weitere Parteien abzuwdgen, wobei in einem ersten Schritt festzustellen ist, welche Interessen
Uberwiegen.Die zustandige Behdrde hat eine Interessenabwagung durchzufihren und darzulegen, worin die Gefahr im
Verzug besteht, die einen vorzeitigen Vollzug des Bescheides dringend gebietet (Hengstschlager/Leeb, AVG, zu
Paragraph 64, Rz 31). In der Interessenabwagung sind die Interessen des Beschwerdeflhrers gegen die berthrten
offentlichen Interessen und allfalliger weitere Parteien abzuwagen, wobei in einem ersten Schritt festzustellen ist,
welche Interessen Uberwiegen.

Im gegenstandlichen Fall begriindete die belangte Behdérde den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung damit, dass
die aufschiebende Wirkung aus generalpraventiven Griinden den im &ffentlichen Interesse gelegenen Normzweck
unterlaufen wdurde. Insgesamt diene dieses Vorgehen dem gerechtfertigten Ziel der Verhinderung der
missbrauchlichen Inanspruchnahme von Leistungen der Arbeitslosenversicherung. Weiters seien keine
wirtschaftlichen, finanziellen oder rechtlichen Nachteile fir den BF mit der Durchsetzung des Bescheides verbunden.

Der BF ist in seiner Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebende Wirkung diesem Vorhalt nicht substantiiert
entgegengetreten und hat keine Unterlagen vorgelegt, die seinen unverhaltnismaRigen Nachteil entgegen der Ansicht
der belangten Behdrde belegen wiirden.

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes vom 14.02.2014, ZI. Ro 2014/02/0053, trifft den BF hinsichtlich des
unverhaltnismafligen Nachteils eine Konkretisierungspflicht. Dieser Verpflichtung ist der BF in seinen
Beschwerdeausfiihrungen nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes jedoch nicht nachgekommen.

Die Beurteilung, ob die geltend gemachten Nachteile die Schwelle der UnverhaltnismaRigkeit erreichen, hangt somit
entscheidend von den im Aufschiebungsantrag bzw. in der Beschwerde vorgebrachten konkreten Angaben ab. Die
Beschwerde enthélt diesbezuglich keinerlei Angaben. In dieser wird nicht einmal ansatzweise dargelegt, worin die - bei
Nichtzuerkennung der aufschiebenden Wirkung - konkreten Nachteile in qualitativer wie quantitativer Hinsicht in
einem solchen AusmalR drohen, dass sie die Schwelle der UnverhaltnismaRigkeit iSd § 30 Abs. 2 VWGG Ubersteigen
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(VWGH vom 03.06.2011, AW 2011/10/0016).Die Beurteilung, ob die geltend gemachten Nachteile die Schwelle der
Unverhaltnismaligkeit erreichen, hangt somit entscheidend von den im Aufschiebungsantrag bzw. in der Beschwerde
vorgebrachten konkreten Angaben ab. Die Beschwerde enthdlt diesbezlglich keinerlei Angaben. In dieser wird nicht
einmal ansatzweise dargelegt, worin die - bei Nichtzuerkennung der aufschiebenden Wirkung - konkreten Nachteile in
qualitativer wie quantitativer Hinsicht in einem solchen Ausmal3 drohen, dass sie die Schwelle der
UnverhaltnismaRigkeit iSd Paragraph 30, Absatz 2, VwGG Ubersteigen (VWGH vom 03.06.2011, AW 2011/10/0016).

Gemal standiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes hat ein Antragsteller in seinem Antrag zu konkretisieren,
worin fur ihn der unverhaltnismaRige Nachteil gelegen ware. Nur durch die glaubhafte Dartuung konkreter - tunlichst
ziffernmaRiger - Angaben Uber die finanziellen Verhdltnisse des Antragstellers wird das erkennende
Verwaltungsgericht Uberhaupt erst in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob der Vollzug des angefochtenen Bescheides flr
den Antragsteller einen unverhaltnismafigen Nachteil mit sich brachte (vgl. zB. VwGH vom 11.03.1996, AW 96/17/0071;
VWGH vom 27.06.1996, AW 96/17/0028; VWGH vom 10.08.2011, AW 2011/17/0028). Vorliegend fuhrt der BF nicht naher
aus, welche konkreten wirtschaftlichen, finanziellen oder rechtlichen Nachteile fiir ihn mit der Durchsetzbarkeit des
Bescheides verbunden waren, damit die erforderliche Abwagung gegeniiber den - unstrittig bestehenden - Interessen
der Offentlichkeit an dem Sanktionszweck der Arbeitslosenversicherung, vorgenommen hitte werden kénnen.GemaR
standiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes hat ein Antragsteller in seinem Antrag zu konkretisieren, worin fur
ihn der unverhaltnismallige Nachteil gelegen ware. Nur durch die glaubhafte Dartuung konkreter - tunlichst
ziffernmaRiger - Angaben Uber die finanziellen Verhaltnisse des Antragstellers wird das erkennende
Verwaltungsgericht Uberhaupt erst in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob der Vollzug des angefochtenen Bescheides fiir
den Antragsteller einen unverhaltnismaRigen Nachteil mit sich brachte vergleiche zB. VwWGH vom 11.03.1996, AW
96/17/0071; VWGH vom 27.06.1996, AW 96/17/0028; VwGH vom 10.08.2011, AW 2011/17/0028). Vorliegend flhrt der
BF nicht naher aus, welche konkreten wirtschaftlichen, finanziellen oder rechtlichen Nachteile fur ihn mit der
Durchsetzbarkeit des Bescheides verbunden waren, damit die erforderliche Abwagung gegentber den - unstrittig
bestehenden - Interessen der Offentlichkeit an dem Sanktionszweck der Arbeitslosenversicherung, vorgenommen
hatte werden kénnen.

Unter Berucksichtigung des im Rahmen eines Provisorialverfahrens eingeschrankten Prifungsmalistabes (gemaR § 13
Abs. 5 letzter Satz VWGVG hat das Bundesverwaltungsgericht "ohne weiteres Verfahren" unverziglich zu entscheiden,
vgl. DUnser, Beschwerde und Vorverfahren bei der Behdrde, ZUV 2013, 12 ff.) vermag das erkennende Gericht die
Erwagungen der belangten Behorde Uber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung nicht von vornherein als
unschlissig zu erkennen:Unter Berlcksichtigung des im Rahmen eines Provisorialverfahrens eingeschrankten
Prifungsmalistabes (gemall Paragraph 13, Absatz 5, letzter Satz VWGVG hat das Bundesverwaltungsgericht "ohne
weiteres Verfahren" unverziiglich zu entscheiden, vergleiche Diinser, Beschwerde und Vorverfahren bei der Behdorde,
ZUV 2013, 12 ff.) vermag das erkennende Gericht die Erwagungen der belangten Behorde Uber den Ausschluss der
aufschiebenden Wirkung nicht von vornherein als unschlissig zu erkennen:

Die Behorde stellt darauf ab, dass durch § 10 AIVG Personen sanktioniert werden, die erforderliche Anstrengungen zur
Beendigung der Arbeitslosigkeit schuldhaft unterlassen und eine aufschiebende Wirkung der Beschwerde diesen - aus
generalpraventiven Grinden im 6ffentlichen Interesse gelegenen Normzweck - unterlaufen wirde. Dabei ist mit zu
berUcksichtigen, dass der Beschwerdefihrer immer wieder fur langere Zeit im Bezug von Leistungen aus der
Arbeitslosenversicherung steht, weshalb dem Gedanken der generalpraventiven Wirkung der Norm im Hinblick auf das
gerechtfertigte Ziel der Verhinderung der missbrauchlichen Inanspruchnahme von Leistungen der
Arbeitslosenversicherung ein besonderes Gewicht zukommt.Die Behorde stellt darauf ab, dass durch Paragraph 10,
AIVG Personen sanktioniert werden, die erforderliche Anstrengungen zur Beendigung der Arbeitslosigkeit schuldhaft
unterlassen und eine aufschiebende Wirkung der Beschwerde diesen - aus generalpraventiven Grinden im
offentlichen Interesse gelegenen Normzweck - unterlaufen wirde. Dabei ist mit zu berlcksichtigen, dass der
Beschwerdefiihrer immer wieder fir langere Zeit im Bezug von Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung steht,
weshalb dem Gedanken der generalpraventiven Wirkung der Norm im Hinblick auf das gerechtfertigte Ziel der
Verhinderung der missbrauchlichen Inanspruchnahme von Leistungen der Arbeitslosenversicherung ein besonderes
Gewicht zukommt.

Das Bundesverwaltungsgericht sieht es somit nicht als unverhaltnismaBig an, wenn im Ergebnis das Interesse der
Versicherungsgemeinschaft an der Einbringlichkeit von (vermeintlich) zu Unrecht gewahrten Leistungen besonders
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stark gewichtet wird. Der Beschwerdefuhrer ist in seiner Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden
Wirkung diesem Vorhalt auch nicht konkret - unter ziffernmaRiger Angabe seiner Nachteile - entgegengetreten.

Da das Bundesverwaltungsgericht somit keine Anhaltspunkte fir einen unverhaltnismaBigen Nachteil fir den BF
erkennen kann, war die Beschwerde gegen die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung bezogene Beschwerdepunkt

abzuweisen.

Angemerkt wird, dass mit der gegenstandlichen Entscheidung Uber die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung der
Beschwerde eine Entscheidung in der die Rechtssache erledigenden Entscheidung (befristeter Verlust der
Notstandshilfe) nicht vorweg genommen wird. Auf die Erfolgsaussichten der Beschwerde in der Hauptsache (8 38 iVm
10 AIVG) kommt es im Verfahren Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung dem Wortlaut zufolge nicht an
(vgl. VwGH vom 11.04.2011, AW 2011/17/0005).Angemerkt wird, dass mit der gegenstandlichen Entscheidung Uber die
Aberkennung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde eine Entscheidung in der die Rechtssache erledigenden
Entscheidung (befristeter Verlust der Notstandshilfe) nicht vorweg genommen wird. Auf die Erfolgsaussichten der
Beschwerde in der Hauptsache (Paragraph 38, in Verbindung mit 10 AIVG) kommt es im Verfahren Uber die
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung dem Wortlaut zufolge nicht an vergleiche VWGH vom 11.04.2011, AW
2011/17/0005).

Eine mlndliche Verhandlung ist entfallen, da das Bundesverwaltungsgericht nach der Regelung des§ 13 Abs. 5 VWGVG
verpflichtet ist, Uber die Beschwerde "ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden", was impliziert, dass
grundsatzlich keine muindliche Verhandlung durchzufiihren ist (vgl. VWGH vom 09.06.2015, Ra 2015/08/0049).Eine
mundliche Verhandlung ist entfallen, da das Bundesverwaltungsgericht nach der Regelung des Paragraph 13, Absatz 5,
VWGVG verpflichtet ist, Uber die Beschwerde "ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden", was impliziert,
dass grundsatzlich keine mindliche Verhandlung durchzufihren ist vergleiche VwWGH vom 09.06.2015, Ra
2015/08/0049).

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.
Zu Spruchteil B): Unzulassigkeit der Revision:

Gemall & 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG),BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133
Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.Gemall Paragraph 25 a, Absatz eins, des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG), Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG
zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die
Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht
die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es
an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden
Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde
vorgebracht worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen.Die Revision gegen die
gegenstandliche Entscheidung ist gemald Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der
Losung einer Rechtsfrage abhdngt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer
Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich
zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage
vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde vorgebracht
worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen.

Die oben in der rechtlichen Beurteilung angefihrte Judikatur des VwGH vertritt eine eindeutige und einheitliche
Rechtsprechung, weshalb keine Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung vorliegt.
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